
Aktenzeichen: 1 AZR 247/01 
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht 
München

II. Landesarbeitsgericht 
München

Urteil vom 6. August 2002
- 1 AZR 247/01 -

Schlußurteil vom 8. August 2000
- 8 Ca 1458/00 -

Urteil vom 21. März 2001 
- 9  Sa 1132/00-

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse:________ Ja__________________________________________ ______

Entscheidungsstichworte:

Auslegung eines Sozialplans; rückwirkende Gehaltserhöhung nach Aus­
scheiden aus dem Arbeitsverhältnis

Gesetze:

BetrVG § 112 Abs. 1, Abs. 5, § 75 Abs. 1; BGB §§ 133, 157; ZPO § 240, 
§ 250; InsO § 179 Abs. 1, § 180 Abs. 2, § 123 Abs. 2, § 39 Abs. 1 Nr. 1; 
UmwG § 20 Abs. 1 Nr. 1

Leitsätze:

1. In einem einvernehmlich zustande gekommenen Sozialplan können 
die Betriebsparteien vorsehen, daß dieser bei einer Eigenkündigung ei­
nes Arbeitnehmers dann gilt, wenn der Arbeitgeber der Kündigung nicht 
binnen einer bestimmten Frist widerspricht und die Fortsetzung des Ar­
beitsverhältnisses anbietet.

2. Eine vertragliche Bezugnahme auf den jeweils geltenden Gehaltstarif­
vertrag kann im Falle einer rückwirkenden Tariferhöhung zu Nachzah­
lungsansprüchen des Arbeitnehmers auch dann führen, wenn das Ar­
beitsverhältnis bei Tarifabschluß bereits beendet war.
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BUNDESARBEITSGERICHT

1 AZR 247/01 
9 Sa 1132/00 
Landesarbeitsgericht 
München

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6. August 2002

URTEIL
Klapp, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

PP-

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 6. August 2002 durch den Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts Professor 

Dr. Wißmann, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Schmidt, den Richter am Bun­

desarbeitsgericht Kreft sowie den ehrenamtlichen Richter Rath und die ehrenamtliche 

Richterin Büßenschütt für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts München vom 21. März 2001 - 9 Sa 1132/00 - 
wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß die Forderung 
der Klägerin von 56.431,90 Euro im Insolvenzverfahren über 
das Vermögen der B GmbH & Co. KG a.A. als Insolvenzfor­
derung festgestellt wird.

2. Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über eine Sozialplanabfindung und Vergütungsansprü

che.

Die Klägerin war seit dem 1. April 1992 bei der S Bank AG, München und de 

ren Rechtsvorgängerin als Sachbearbeiterin beschäftigt. Im Arbeitsvertrag wurde ver 

einbart:

"§ 4 Vergütung

(1) Die monatliche Vergütung setzt sich z. Zt. wie folgt zu­
sammen:

Einstufung in die tarifliche Gehaltsgruppe VII 

Berufsjahre 7 - 8

Grundgehalt DM 3.814,00

vermögenswirksame Leistung DM_________78.00

Insgesamt DM 3.892.00

(3) Das Grundgehalt ändert sich zu demselben Zeitpunkt und 
um denselben absoluten Betrag, um den sich die in 
Abs. 1 bezeichnete Tarifgruppe verändert.

§ 12 Verfallfrist

(1) Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 
und solche, die mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung
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stehen, verfallen, wenn sie nicht innerhalb von zwei Mo­
naten nach Fälligkeit gegenüber der anderen Vertrags­
partei schriftlich geltend gemacht worden sind.

(2) Lehnt die Gegenseite den Anspruch ab ..., so verfällt die­
ser, wenn er nicht innerhalb von zwei Monaten ... gericht­
lich geltend gemacht w ird ....

§ 15 Sonstige Hinweise

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen des Tarifvertrages 
für das private Bankgewerbe."

Die Klägerin wurde 1994 Mitglied der Deutschen Angestellten Gewerkschaft. 

Die S Bank AG war nicht tarifgebunden.

Mit Schreiben vom 18. Januar 1998 wurde der Klägerin "bis auf weiteres die 

kommissarische Leitung der Einlagenabteilung übertragen".

Mit Vertrag vom September 1999 wurde die S Bank AG rückwirkend zum 

30. September 1998 auf die B GmbH & Co. KG a.A., Ba (künftig: B ) verschmolzen 

und fortan als Niederlassung M geführt. Das B übernahm dort am 2. September 1999 

die tatsächliche und rechtliche Leitung.

Schon am 19. Mai 1999 hatte die S Bank AG mit dem Betriebsrat einen Inter­

essenausgleich und einen Sozialplan vereinbart. Im Interessenausgleich heißt es:

"Im Einzelnen sind folgende Maßnahmen vorgesehen:...

4. Organisatorische und personelle Maßnahmen am Stand­
ort M

4.1 Die organisatorische Struktur der Niederlassung M ist wie 
folgt vorgesehen:

- 1 Niederlassungsleiter

- Altbank (incl. Gruppenkreditgeschäft,...)
1 Leiter mit 3 Mitarbeitern ...

- Anlagebereich (Einlagen, Wertpapiere, Provisionsge­
schäft, Immobilien)
1 Leiter mit 5 Mitarbeitern ...

Die Niederlassung ist somit mit 19 Mitarbeitern besetzt.
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4.2 Beschreibung der Fachbereiche

4.2.1 Der Anlagebereich (Kundencenter) beinhaltet die bisheri­
ge Einlagenabteilung. ...

Der Bereich soll zusätzlich durch 1 Kundenberater mit 
speziellen Fachkenntnissen im Wertpapiergeschäft sowie 
um 1 Immobilienverkäufer ergänzt w erden....

4.3 Personelle Veränderungen

- 2 Mitarbeiter ... werden nach München versetzt und
übernehmen Leitungsfunktionen ...

-1 5  Mitarbeiter der S Bank AG bleiben für den Bereich 
der Niederlassung weiterhin in München angesiedelt

- 2 Mitarbeitern der S Bank AG wird eine angemessene
Tätigkeit in der Zentrale in Ba angeboten ...

- 2 befristete Arbeitsverhältnisse ... werden nicht fortge­
führt

- 2 Arbeitsplätze in der Niederlassung M werden neu be­
setzt.

- Für 10 Mitarbeiter stehen keine ihrer Qualifikationen
entsprechenden Arbeitsplätze ... zur Verfügung. In die­
sen Fällen müssen betriebsbedingte Kündigungen 
ausgesprochen werden.

Der Sozialplan enthält ua. folgende Regelungen:

"Präambel

Dieser Sozialplan wird zum Ausgleich bzw. zur Milderung von 
wirtschaftlichen Nachteilen geschlossen, die den Arbeitnehmern 
infolge der im Interessenausgleich vom 19.05.1999 beschrie­
benen Maßnahmen entstehen. Er berücksichtigt sowohl die so­
zialen Belange der betroffenen Arbeitnehmer als auch die wirt­
schaftliche Lage des Unternehmens....

1.1 Dieser Sozialplan gilt für alle Arbeitnehmer der S Bank 
AG mit Ausnahme der leitenden Angestellten im Sinne 
von § 5 III BetrVG, die am 31.03.1999 in einem ungekün- 
digten Arbeitsverhältnis standen, keinen Aufhebungsver­
trag zu diesem Zeitpunkt geschlossen hatten und die 
durch die im Interessenausgleich vom 19.05.1999 be­
schriebenen Maßnahmen betroffen sind und die

- betriebsbedingt gekündigt werden
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- einen Aufhebungsvertrag schließen

- selbst kündigen, vorbehaltlich Ziff. 1.2

- von Versetzungsmaßnahmen betroffen sind.

1.2 Dieser Sozialplan gilt nicht für Mitarbeiter

- deren Arbeitsverhältnis nach den am Standort M gel­
tenden bzw. angewandten Regelungen über das vorzei­
tige Ausscheiden älterer Mitarbeiter beendet wird

- deren Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund außeror­
dentlich gekündigt wird

- deren Arbeitsverhältnis aus Gründen in der Person oder 
im Verhalten gekündigt wird

- bei Eigenkündigung des Mitarbeiters, wenn dieser von 
der Betriebsänderung nicht betroffen ist und die S Bank 
AG oder der Rechtsnachfolger den Mitarbeitern dies in­
nerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Kündigung 
schriftlich mitteilt und zugleich die Fortsetzung des Ar­
beitsverhältnisses anbietet

- deren Arbeitsverhältnis nicht länger als 6 Monate be­
steht

- deren Arbeitsverhältnis befristet ist.

1.3 Der Sozialplan ist zeitlich begrenzt auf die Durchführung 
der im Interessenausgleich beschriebenen Betriebsände­
rung. ...

2.1 Vorrangiges Ziel ist die Weiterbeschäftigung des Mitar­
beiters. ...

8.1 ... Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis wegen der im 
Interessenausgleich beschriebenen Maßnahmen beendet 
wird, erhalten eine Abfindung für den Verlust des Arbeits­
platzes. ..."

Mit Schreiben vom 24. September 1999 kündigte die Klägerin das Arbeitsver­

hältnis "aufgrund der Betriebsänderung/Fusion" fristgerecht zum 31. Dezember 1999.

Durch Gehaltstarifvertrag vom 25. Januar 2000 wurden die Gehälter für die 

Beschäftigten des privaten Bankgewerbes rückwirkend ab dem 1. April 1999 linear 

erhöht, zugleich wurde eine Einmalzahlung in Höhe von 350,00 DM für die Monate 

Januar bis März 1999 vereinbart. Auch das B war nicht tarifgebunden.
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Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, ihr stehe aus dem Sozialplan ein An­

spruch auf Abfindung in Höhe von 102.038,05 DM und auf Grund der nachträglichen 

Gehaltserhöhung ein Anspruch auf Gehaltsnachzahlung für das gesamte Jahr 1999 in 

Höhe von 1.994,39 DM brutto zu. Sie hat behauptet, der Geschäftsführer des Bank­

hauses habe ihr am 23. September 1999 mitgeteilt, es sei beabsichtigt, ihre Position 

mit einem Wertpapierspezialisten zu besetzen und sie selbst künftig wieder als Kun­

denberaterin zu beschäftigen. Darauf beruhe der Ausspruch ihrer Kündigung. Sie hat 

gemeint, ihr Ausscheiden am 31. Dezember 1999 stehe ihrer Teilnahme an der im Ja­

nuar 2000 vereinbarten rückwirkenden Erhöhung der Tarifgehälter nicht im Wege.

Das B hat die Auffassung vertreten, die Klägerin habe keinen Anspruch auf 

Abfindung, da sie selbst gekündigt habe und wirtschaftliche Nachteile für sie nicht ein­

getreten seien. Im übrigen habe ihr Kündigungsentschluß auf dem Wunsch beruht, den 

väterlichen Betrieb zu übernehmen. Mögliche Gehaltsansprüche seien zumindest ver­

wirkt.

Das Arbeitsgericht hat die auf 104.432,44 DM (53.190,95 Euro) nebst 4 %  

Zinsen ab Rechtshängigkeit gerichtete Zahlungsklage abgewiesen. Auf die Berufung 

der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht der Klage mit Urteil vom 21. Februar 2001 in 

vollem Umfang stattgegeben. Die Revision erstrebt die Wiederherstellung der erstin­

stanzlichen Entscheidung.

Mit Beschluß des Amtsgerichts Crailsheim vom 22. August 2001 wurde über 

das Vermögen des B das Insolvenzverfahren eröffnet und der Beklagte zum Insol­

venzverwalter bestellt. Mit Schriftsatz vom 3. Januar 2002 nahm die Klägerin das Ver­

fahren gegen ihn auf. Sie beantragt,

die Revision des Beklagten mit der Maßgabe zurückzuwei­
sen, daß ihre Forderung in Höhe von 56.431,90 Euro 
(Hauptforderung einschließlich 3.240,96 Euro Zinsen) im In­
solvenzverfahren über das Vermögen der B GmbH & Co.
KG als Insolvenzforderung festgestellt wird.

Entscheidunasqründe

Die Revision des Beklagten hat keinen Erfolg. Das Landesarbeitsgericht hat 

zutreffend entschieden. Der Klägerin steht die Klageforderung in vollem Umfang zu.
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Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens war die Forderung gegenüber dem Beklagten 

zur Insolvenztabelle festzustellen.

A. Der Senat war zu einer Sachentscheidung befugt. Zwar wurde das Verfahren 

im August 2001 gern. § 240 ZPO unterbrochen. Die Klägerin hat es jedoch mit Schrift­

satz vom 3. Januar 2002 wirksam gegenüber dem Beklagten aufgenommen. Die nach 

§ 250 ZPO gebotene förmliche Zustellung dieses Schriftsatzes ist gern. § 187 ZPO aF 

als bewirkt anzusehen; zumindest wurde ihr Fehlen durch die mündliche Verhandlung 

vor dem Senat nach § 295 Abs. 1 ZPO geheilt.

B. Die ursprünglich als Leistungsklage erhobene Klage ist als Feststellungsklage 

zulässig. Das erforderliche Feststellungsinteresse folgt aus § 179 Abs. 1 InsO. Die 

Klägerin macht Ansprüche aus einem mehr als drei Monate vor Insolvenzeröffnung 

abgeschlossenen Sozialplan und Gehaltsansprüche für das Jahr 1999 geltend. Beides 

sind einfache Insolvenzforderungen nach § 38 InsO. Für die Sozialplanansprüche folgt 

dies aus einem Umkehrschluß aus § 123 Abs. 2 Satz 1 InsO (vgl. Zwanziger Das Ar­

beitsrecht der Insolvenzordnung 2. Auf!. § 124 Rn. 13), für die Gehaltsansprüche aus 

§ 108 Abs. 2 InsO.

Insolvenzforderungen können gern. § 87 InsO nur nach den Vorschriften über 

das Insolvenzverfahren verfolgt werden. Nach § 174 Abs. 1 InsO haben Insolvenzgläu­

biger ihre Forderungen schriftlich beim Insolvenzverwalter anzumelden. Dies hat die 

Klägerin getan. Der Beklagte hat die Forderungen bestritten. Gern. § 179 Abs. 1 InsO 

kann die Klägerin damit deren Feststellung gegen den Beklagten betreiben. Da zur Zeit 

der Eröffnung des Insolvenzverfahrens der Rechtsstreit bereits anhängig war, ist die 

Feststellung gern. § 180 Abs. 2 InsO durch dessen Aufnahme zu betreiben. Die gebo­

tene Antragsänderung ist auch im Revisionsverfahren zulässig.

C. Die Klage ist begründet.

I. Für die Klageforderungen war das B als Insolvenzschuldnerin passivlegiti­

miert. Damit ist es wegen § 80 Abs. 1 InsO auch der Beklagte.

Zwar macht die Klägerin Forderungen aus einem Sozialplan geltend, den nicht 

die Insolvenzschuldnerin, sondern die S Bank AG als deren Rechtsvorgängerin abge­

schlossen hatte. Auch erhebt sie Gehaltsansprüche, die zumindest teilweise aus der 

Zeit stammen, zu der noch die S Bank AG ihre Arbeitgeberin war. Für diese Forderun­

gen haben jedoch die Insolvenzschuldnerin bzw. der Beklagte einzustehen. Für die
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Gehaltsansprüche folgt dies aus § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG. Die S Bank AG und die 

Insolvenzschuldnerin wurden nach § 2 Nr. 1 UmwG im Wege der Aufnahme durch 

letztere verschmolzen. Mit Eintragung der Verschmelzung in das Register der Insol­

venzschuldnerin ging das Vermögen der S AG einschließlich der Verbindlichkeiten 

gern. § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG auf die Insolvenzschuldnerin über. Für mögliche Ge­

haltsforderungen aus der Zeit nach dem Vermögensübergang folgt dies aus § 611 

BGB iVm. § 20 Abs. 1 Nr. 1 UmwG. Von der mit der Verschmelzung verbundenen Ge­

samtrechtsnachfolge werden auch die bestehenden Arbeitsverhältnisse erfaßt (BAG

24. Juni 1998 - 4 AZR 208/97 - BAGE 89, 193, zu 2  a der Entscheidungsgründe;

25. Februar 1981 - 5  AZR 991/78 - BAGE 35, 104, zu 2  c der Entscheidungsgründe; 

Dehmer Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz 2. Aufl. 1996 UmwG § 20 

Rn. 78). Ob die Arbeitsverhältnisse auch nach § 324 UmwG iVm. § 613 a Abs. 1 BGB 

auf den übernehmenden Rechtsträger übergehen, kann dahinstehen (vgl. dazu BAG 

25. Mai 2000 - 8 AZR 416/99 - BAGE 95, 1; 5. Oktober 1993 - 3 AZR 586/92 - AP Be­

trAVG § 1 Zusatzversorgungskassen Nr. 42 = EzA BetrAVG § 1 Zusatzversorgung 

Nr. 6).

Für die Sozialplanforderungen haftet der Beklagte bereits auf Grund des Um­

standes, daß die Insolvenzschuldnerin mit der Übernahme der Ordnungs- und Lei­

tungsmacht im M er Betrieb in die betriebsverfassungsrechtliche Stellung der S Bank 

AG eingetreten ist. Die im Zeitpunkt eines Betriebsinhaberwechsels bestehenden Be­

triebsvereinbarungen wirken unmittelbar für und gegen den neuen Inhaber. Mit der 

Identität des Betriebs bleibt die entscheidende Grundlage für ihre normative Fortgel­

tung aufrechterhalten (BAG 15. Januar 2002 - 1 AZR 58/01 - AP SozpIKonkG § 2  Nr. 1 

mwN). Abfindungsansprüche vermag die Klägerin deshalb auch gegenüber der Insol­

venzschuldnerin bzw. dem Beklagten unmittelbar aus dem Sozialplan herzuleiten.

II. Der Abfindungsanspruch besteht. Das hat das Landesarbeitsgericht zutreffend 

erkannt.

1. Nach Nr. 1.1 seiner Regelungen gilt der Sozialplan für Arbeitnehmer, die am 

31. März 1999 in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis standen und zu diesem Zeit­

punkt auch keinen Aufhebungsvertrag geschlossen hatten. Dies ist bei der Klägerin der 

Fall.

2. Die Arbeitnehmer müssen außerdem "durch die im Interessenausgleich vom 

19.05.1999 beschriebenen Maßnahmen betroffen" sein. Auch diese Voraussetzung ist
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bei der Klägerin erfüllt. Nach Nr. 4 des Interessenausgleichs sind die "beschriebenen 

Maßnahmen" organisatorische und personelle Veränderungen im Betrieb M . Erstere 

erfassen ua. die bisherige Abteilung Einlagen, die die Klägerin kommissarisch leitete. 

Sie sollte in den neuen "Anlagebereich'' mit seinen weiteren Untergliederungen Wert­

papiere, Provisionsgeschäfte und Immobilien integriert werden. Von den geplanten 

Maßnahmen war deshalb auch der Arbeitsbereich der Klägerin berührt.

Dies ist für ein "Betroffensein'' der Klägerin im Sinne der Nr. 1.1 des Sozial­

plans ausreichend. Die Regelung ist dahin zu verstehen, daß Arbeitnehmer dann von 

den im Interessenausgleich beschriebenen Maßnahmen betroffen sind, wenn jeden­

falls ihr Arbeitsbereich von den geplanten Veränderungen erfaßt wird. Die Betriebs­

parteien haben die Erfüllung des Merkmals nicht von weiteren Voraussetzungen ab­

hängig gemacht. Insbesondere ist nicht erforderlich, daß die Arbeitnehmer von den im 

Interessenausgleich beschriebenen Maßnahmen "wirtschaftlich nachteilig" betroffen 

sein müßten. Zwar ist der Wortsinn nicht eindeutig. Mit ihm ließe es sich verbinden, für 

ein ''Betroffensein'' über das bloße gegenständliche "Berührtsein" hinaus die negative 

Auswirkung einer Maßnahme zu verlangen. Systematische Gesichtspunkte sprechen 

aber gegen ein solches Wortverständnis. Die Betriebsparteien haben nämlich die Gel­

tung des Sozialplans an das Vorliegen weiterer Voraussetzungen geknüpft: Das Ar­

beitsverhältnis muß auf bestimmte Weise beendet worden oder der Arbeitnehmer muß 

"von Versetzungsmaßnahmen betroffen" sein. Mit dieser Umsetzung der im Interes­

senausgleich abstrakt beschriebenen Maßnahmen gehen notwendig wirtschaftliche 

Nachteile einher. Danach ist nicht anzunehmen, daß die Betriebsparteien schon das 

bloße "Betroffensein" vom Vorliegen solcher Nachteile haben abhängig machen wol­

len. Dementsprechend heißt es in der Präambel in Übereinstimmung mit § 112 Abs. 1 

BetrVG, der Sozialplan werde zum Ausgleich und zur Milderung von wirtschaftlichen 

Nachteilen geschlossen, die den Arbeitnehmern "infolge“ der im Interessenausgleich 

beschriebenen Maßnahmen entstünden.

3. In der Person der Klägerin ist auch die weitere Geltungsvoraussetzung erfüllt. 

Zwar ist ihr gegenüber weder eine betriebsbedingte Kündigung ausgesprochen worden 

noch hat sie einen Aufhebungsvertrag geschlossen oder war von Versetzungsmaß­

nahmen betroffen. Sie hat jedoch selbst gekündigt. Auch dadurch wird nach Nr. 1.1 der 

Geltungsbereich des Sozialplans eröffnet. Mit der Eigenkündigung ist der Verlust des 

Arbeitsplatzes und damit der von § 112 Abs. 1 BetrVG und der Präambel des Sozial­

plans geforderte wirtschaftliche Nachteil verbunden.
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4. Im Fall der Eigenkündigung ist der Geltungsbereich des Sozialplans allerdings 

nur "vorbehaltlich Ziff. 1.2" eröffnet. Dort ist bestimmt, für welche Mitarbeiter der Sozi­

alplan nicht gilt. Bei diesen Ausnahmen handelt es sich teilweise um die bloße Be­

schreibung der Konsequenzen aus den Anforderungen der Nr. 1.1, teilweise nimmt 

Nr. 1.2 des Sozialplans bestimmte Arbeitnehmer, die nach Maßgabe von Nr. 1.1 in den 

Geltungsbereich fallen würden, davon wieder aus.

Für einen selbst kündigenden Arbeitnehmer gilt der Sozialplan dann nicht, 

wenn er "von der Betriebsänderung nicht betroffen ist", die Arbeitgeberin ihm dies in­

nerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Kündigung schriftlich mitteilt und ihm zugleich 

die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses anbietet. Der erste Satzteil dieser Geltungs­

ausnahme legt die Annahme nahe, auch bei ihr handele es sich um die spiegelbildliche 

negative Beschreibung der positiven Geltungsanforderungen der Nr. 1.1. Damit würde 

jedoch der Sinn der Ausnahmeregelung verfehlt. Wenn sich das Nicht-Betroffensein in 

Nr. 1.2 des Sozialplans auf dieselben Maßnahmen bezöge wie das Betroffensein in 

Nr. 1.1, wäre unverständlich, weshalb die Betriebsparteien für die Nichtgeltung des 

Sozialplans im Fall der Eigenkündigung zusätzliche Voraussetzungen aufgestellt ha­

ben. Nach Nr. 1.2 ist die Geltung des Sozialplans nicht allein dadurch ausgeschlossen, 

daß der selbst kündigende Arbeitnehmer von der Betriebsänderung nicht betroffen ist. 

Er soll vielmehr den Arbeitnehmer erst dann nicht erfassen, wenn die Arbeitgeberin 

dies binnen 14 Tagen bei gleichzeitiger Unterbreitung eines Angebots zur Fortsetzung 

des gekündigten Arbeitsverhältnisses mitteilt. Ist aber die Erfüllung einer Bedingung 

notwendige Geltungsvoraussetzung einer Regelung, so genügt ihre Nichterfüllung für 

die Nichtgeltung. Die Nichtgeltung an weitere Voraussetzungen zu knüpfen, wäre wi­

dersprüchlich.

Es kann nicht angenommen werden, daß den Betriebsparteien ein solcher 

Widerspruch verborgen geblieben wäre. Auch sind Betriebsvereinbarungen - wie Tarif­

verträge - möglichst dahin auszulegen, daß sie sich als eine in sich widerspruchsfreie, 

praktikable Regelung der betreffenden Angelegenheit erweisen (BAG 12. September 

1984 - 4 AZR 336/82 - BAGE 46, 308 mwN). Danach ist eine Auslegung von Nr. 1.2 

des Sozialplans geboten, die es möglich sein läßt, daß ein Arbeitnehmer zwar "nicht 

von der Betriebsänderung betroffen", aber doch im Sinne der Nr. 1.1 "durch die im In­

teressenausgleich beschriebenen Maßnahmen betroffen" ist. Beides ist dann miteinan­

der vereinbar, wenn das Nicht-Betroffensein in Nr. 1.2 in einem engeren Sinne und 

nicht als bloße Negation des Betroffenseins in Nr. 1.1 verstanden wird. Eine entspre­

chende Differenzierung ist im Interessenausgleich selbst angelegt. Nr. 4 des Interes-
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senausgieichs unterscheidet zwischen organisatorischen und personellen Maßnah­

men. Die vorgesehenen organisatorischen Veränderungen standen bei Abschluß des 

Interessenausgleichs und Sozialplans im Mai 1999 weitgehend fest. Dagegen ließen 

die beabsichtigten personellen Veränderungen seinerzeit offen, welche konkreten Per­

sonen von ihnen betroffen sein würden. Diese Unterscheidung nimmt Nr. 1.2 des Sozi­

alplans auf. Er sollte danach nicht für solche Mitarbeiter gelten, deren Arbeitsbereich 

zwar von den organisatorischen Veränderungen betroffen wäre, für die sich aber per­

sönliche Veränderungen nicht ergeben würden.

Bei dieser Auslegung ergeben die Regelungen über den Geltungsbereich des 

Sozialplans bei Eigenkündigungen einen in sich widerspruchsfreien Sinn. Der Mitar­

beiter, der personelle Maßnahmen seitens der Arbeitgeberin abwartet, erfährt durch 

deren Vornahme, daß er von den organisatorischen Maßnahmen auch persönlich be­

troffen ist. Der selbst kündigende Mitarbeiter hat darüber im Zeitpunkt der Eigenkündi­

gung noch keine Gewißheit. Diese Gewißheit herzustellen, ist Zweck der sich an­

schließenden Regelung in Nr. 1.2. Die Arbeitgeberin hat die Möglichkeit, dem selbst 

kündigenden Mitarbeiter binnen 14 Tagen nach Kündigungszugang mitzuteilen, daß er 

persönlich von den organisatorischen Maßnahmen nicht betroffen ist, und ihm die Fort­

setzung des Arbeitsverhältnisses anzubieten. Gibt die Arbeitgeberin diese Erklärungen 

ab, vermag der Mitarbeiter zu erkennen, daß seine Eigenkündigung "unnötig" und 

durch die organisatorischen Maßnahmen objektiv nicht veranlaßt war. Er hat dann die 

Möglichkeit, seine Kündigung ungeschehen zu machen und das Arbeitsverhältnis fort­

zusetzen. Tut er dies nicht, fällt er aus dem Geltungsbereich des Sozialplans heraus. 

Erfolgt eine entsprechende Mitteilung seitens der Arbeitgeberin nicht, steht damit um­

gekehrt fest, daß die Eigenkündigung durch die Betriebsänderung veranlaßt war. Der 

Arbeitnehmer verbleibt im Geltungsbereich des Sozialplans. Die Betriebsparteien ha­

ben auf diese Weise ein Verfahren zur Herstellung von Rechtssicherheit darüber ver­

einbart, ob eine Eigenkündigung arbeitgeberseitig veranlaßt worden ist oder nicht.

Das B hat Erklärungen nach Nr. 1.2 des Sozialplans nicht, jedenfalls nicht 

schriftlich abgegeben. Es hat mit Schreiben vom 1. Oktober 1999 die Eigenkündigung 

der Klägerin lediglich bestätigt. Die Kündigung der Klägerin ist damit als durch die Ar­

beitgeberin veranlaßt anzusehen. Der in Nr. 1.1 für die Geltung des Sozialplans bei 

Eigenkündigungen statuierte Vorbehalt wirkt sich nicht aus.

5. Bedenken gegen die in Nr. 1.2 getroffene Verfahrensregelung aus § 112 

Abs. 5 Nr. 2 BetrVG bestehen nicht. Der Sozialplan ist nicht von der Einigungsstelle

- 12 -
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gegen den Willen der Arbeitgeberin aufgestellt, sondern von den Betriebsparteien ein­

vernehmlich vereinbart worden. Der Beklagte vermag sich deshalb nicht darauf zu be­

rufen, die Belange des Unternehmens würden von dieser Regelung nicht hinreichend 

berücksichtigt.

6. Der Sozialplan verstößt auch nicht gegen § 75 Abs. 1 BetrVG. Die Grundsätze 

von Recht und Billigkeit sind nicht verletzt. Dadurch, daß sich der Geltungsbereich 

nach Maßgabe der Nr. 1.1 und 1.2 auch auf Personen erstreckt, deren Eigenkündi­

gung möglicherweise nicht “objektiv" von der Arbeitgeberin veranlaßt war, sondern 

mangels entsprechender Reaktion der Arbeitgeberin nur als solche gilt, werden andere 

Mitarbeiter nicht benachteiligt. Eine mögliche "Benachteiligung" des Arbeitgebers 

selbst liegt außerhalb des Schutzbereichs des § 75 Abs. 1 BetrVG.

7. Gern. Nr. 8.1 des Sozialplans steht der Klägerin ein Abfindungsanspruch zu. 

Ihr Arbeitsverhältnis ist - durch Eigenkündigung - "wegen der im Interessenausgleich 

beschriebenen Maßnahmen beendet" worden. Nr. 8.1 stellt für die Entstehung von Ab­

findungsansprüchen keine eigenständigen, über die Anforderungen der Nr. 1.1 und 

Nr. 1.2 hinausgehenden Voraussetzungen auf. Erforderlich ist nur, daß das Arbeitsver­

hältnis beendet und der Mitarbeiter nicht etwa nur versetzt worden ist. Über die Höhe 

des nach den weiteren Regelungen der Nr. 8 mit 52.171,23 Euro zu errechnenden Ab­

findungsanspruchs besteht zwischen den Parteien kein Streit.

III. Auch der Anspruch auf Gehaltsnachzahlung ist zur Insolvenztabelle festzu­

stellen. Er folgt aus §§ 4, 15 des Arbeitsvertrags in Verbindung mit dem Gehaltstarif­

vertrag für das private Bankgewerbe vom 25. Januar 2000.

1. Das Landesarbeitsgericht hat die vertraglichen Vergütungsvereinbarungen als 

dynamische Bezugnahme auf den jeweils geltenden Gehaltstarifvertrag für das private 

Bankgewerbe verstanden. Diese Auslegung ist revisionsrechtlich auch dann nicht zu 

beanstanden, wenn zugunsten des Beklagten angenommen wird, daß es sich bei den 

Vergütungsabreden um typische Vertragserklärungen handelt, deren Auslegung durch 

das Landesarbeitsgericht der vollen Überprüfung seitens des Revisionsgerichts unter­

liegt. Auch die Revision tritt der Auslegung des Landesarbeitsgerichts nicht entgegen. 

Jedenfalls für die Dauer des Bestehens des Arbeitsverhältnisses besaß die Klägerin 

damit einen Anspruch auf die jeweilige tarifliche Vergütung.
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2. Der Klägerin steht die erst im Januar 2000 - nach ihrem Ausscheiden - tariflich 

vereinbarte Gehaltserhöhung für das Jahr 1999 zu.

a) Der Gehaltstarifvertrag vom 25. Januar 2000 ist wirksam. Gegen die rückwir­

kende Gehaltserhöhung bestehen keine rechtlichen Bedenken. Der zeitliche Geltungs­

bereich einer Tarif norm steht grundsätzlich zur Disposition der T  arifvertragsparteien. 

Für eine Normsetzung mit rückwirkender Kraft bedürfen diese keiner besonderen Er­

mächtigung. Selbst bestehende kollektivvertragliche Regelungen tragen die Möglich­

keit der rückwirkenden Änderung durch eine gleichrangige Norm in sich (BAG 23. No­

vember 1994 - 4 AZFt 879/93 - BAGE 78, 309). Diese Möglichkeit findet ihre Grenze im 

Grundsatz des Vertrauensschutzes. Insoweit gelten für Kollektivnormen die gleichen 

Regeln wie für die Rückwirkung von Gesetzen (BAG 23. November 1994 aaO; 15. No­

vember 2000 - 5 AZR 310/99 - BAGE 96, 249 mwN auch aus der Rechtsprechung des 

BVerfG).

Diese Grundsätze sind hier nicht verletzt. Die Tarifunterworfenen sind im Hin­

blick auf rückwirkende Tarifregelungen jedenfalls für den Zeitraum nicht schutzwürdig, 

während dessen sie mit Änderungen der bestehenden Regelungen bereits rechnen 

mußten. Dies gilt sowohl für unmittelbar Tarifunterworfene als auch für mittelbar Be­

troffene, für die sich die Geltung von Tarifnormen aus vertraglichen Inbezugnahmen 

ergibt (BAG 23. November 1994 aaO; 17. Mai 2000 - 4 AZR 216/99 - BAGE 94, 349). 

Der Gehaltstarifvertrag für das private Bankgewerbe in der ab dem 1. Mai 1997 gelten­

den Fassung war zum 31. Dezember 1998 gekündigt worden. Er befand sich während 

des gesamten Jahres 1999 in Nachwirkung. Mit der Kündigung verlor der Tarifvertrag 

seine Kostenbegrenzungsfunktion. Ab dem 1. Januar 1999 mußten die Tarifgebunde­

nen und diejenigen Arbeitgeber, die in den Arbeitsverträgen ihrer Mitarbeiter die Gel­

tung der Tarifverträge des privaten Bankgewerbes vereinbart hatten, mit Änderungen 

rechnen und durften nicht mehr auf den Fortbestand der Regelungen vertrauen.

b) Von der rückwirkenden Gehaltserhöhung sind nach dem Inhalt der Tarifrege­

lungen auch solche Arbeitsverhältnisse erfaßt, die im Zeitpunkt des Tarifabschlusses 

am 25. Januar 2000 nicht mehr bestanden. Ob sich die Rückwirkung einer Tarifnorm 

auch auf schon beendete Arbeitsverhältnisse erstrecken soll, ist Sache der Tarifver­

tragsparteien. Ob dies so vorgesehen ist, ist mangels ausdrücklicher Regelung durch 

Auslegung zu ermitteln. Dabei ist im Zweifel anzunehmen, daß eine umfassende 

Rückwirkung vereinbart wurde. Durch eine rückwirkende Gehaltserhöhung geben die 

Tarifvertragsparteien zu verstehen, daß sie die bisherige Vergütung auch für den
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Rückwirkungszeitraum für nicht angemessen ansehen. Diese Einschätzung gilt unab­

hängig davon, ob ein Arbeitsverhältnis bei Tarifabschluß noch besteht oder innerhalb 

des Rückwirkungszeitraums beendet worden ist. Für die gegenteilige Annahme be­

dürfte es eines Anknüpfungspunkts im Tarifvertrag. Ohne einen solchen besteht eine 

Vermutung dafür, daß eine rückwirkende Gehaltserhöhung als eine die Arbeitnehmer 

begünstigende Regelung auch für schon ausgeschiedene Arbeitnehmer gelten soll 

(BAG 20. Juni 1958 - 1 AZR 245/57 - AP TVG § 1 Rückwirkung Nr. 2; 19. Juni 1962 

- 3 AZR 413/61 - AP TVG § 1 Rückwirkung Nr. 5; Wiedemann/Wank TVG 6. Aufl. § 4 

Rn. 240). Aus dem Gehaltstarifvertrag vom 25. Januar 2000 sind Anhaltspunkte zur 

Entkräftung dieser Vermutung nicht ersichtlich.

c) Auch die Vergütungsabreden im Arbeitsvertrag stehen der rückwirkenden Ge­

haltsanhebung nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht entgegen.

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts setzt allerdings die 

normative Rückwirkung eines Tarifvertrags auf ein inzwischen beendetes Arbeitsver­

hältnis voraus, daß sowohl zum Zeitpunkt des - rückwirkenden - Inkrafttretens als auch 

im Zeitpunkt des Abschlusses des Tarifvertrags beidseitige Tarifbindung besteht. An­

dernfalls würde die Tarifbindung über die abschließenden Regelungen in § 3 und § 5 

TVG hinaus erweitert (13. September 1994 - 3 AZR 148/94 - BAGE 77, 353; 20. Juni 

1958 - 1 AZR 245/57 - aaO; 19. Juni 1962 - 3 AZR 413/61 - aaO). Für die Rückwirkung 

tariflicher Regelungen auf Grund einer arbeitsvertraglichen Inbezugnahme gelten diese 

Erwägungen jedoch nicht. Der Geltungsgrund der tariflichen Regelungen ist in diesem 

Fall nicht die Mitgliedschaft in einer tarifschließenden Partei, sondern eine schuldrecht­

liche Abrede. Ob ihr zufolge eine rückwirkende Gehaltserhöhung auch ein inzwischen 

beendetes Arbeitsverhältnis erfaßt, hängt beim Fehlen ausdrücklicher Regelungen von 

der gebotenen Auslegung ab. Diese hat sich gemäß §§ 133, 157 BGB am wirklichen 

Willen der Vertragsparteien und an Treu und Glauben auszurichten.

Nach § 4 Abs. 3 des Arbeitsvertrags der Parteien sollte sich das dem jeweili­

gen Tarifgehalt entsprechende Grundgehalt der Klägerin "zu demselben Zeitpunkt und 

um denselben absoluten Betrag (ändern), um den sich die in Abs. 1 bezeichnete Tarif- 

gruppe verändert". Mit einer Veränderung der Tarif gruppe haben die Parteien nicht nur 

eine Höhergruppierung, sondern - wie erwähnt - auch die Erhöhung des Gehaltsbe­

trags für die jeweils zutreffende Vergütungsgruppe gemeint. Jegliche tarifliche Gehalts­

änderung sollte Anlaß für eine entsprechende Änderung der vertraglichen Vergütung 

sein. Daß dies im Fall einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Abschluß laufen-
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der Tarifverhandlungen anders sein sollte, läßt sich der Gehaltsabrechnung der Partei­

en nicht entnehmen. Eine rückwirkende Gehaltserhöhung betrifft die Vergütung für 

schon erbrachte Arbeitsleistungen. Sind diese nachträglich höher als geschehen zu 

vergüten, so gilt das nach der Vergütungsabrede der Parteien unabhängig davon, ob 

ihr Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt der Entstehung dieser Verpflichtung noch bestanden 

hat. Andernfalls hinge die Höhe der Vergütungsansprüche der Klägerin nach dem Ab­

lauf eines Gehaltstarifvertrags und dem Ausspruch einer Eigenkündigung von der 

durch die Klägerin selbst nicht beeinflußbaren Dauer der Tarifvertragsverhandlungen 

und der Länge der Kündigungsfrist ab. Das wäre nicht interessengerecht.

Die Höhe der durch die nachträgliche Gehaltserhöhung entstandenen Vergü­

tungsdifferenz von 1.019,73 Euro ist zwischen den Parteien unstreitig.

d) Entgegen der Ansicht der Revision sind die Nachzahlungsansprüche der Klä­

gerin nicht nach § 12 des Arbeitsvertrags verwirkt. Nach dieser Bestimmung müssen 

beidseitige Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis innerhalb von zwei Monaten nach 

Fälligkeit geltend gemacht werden. Lehnt die Gegenseite den Anspruch ab oder erklärt 

sie sich nicht innerhalb von zwei Wochen nach Anspruchserhebung, so verfällt dieser, 

wenn er nicht innerhalb von zwei Monaten nach Ablehnung oder Fristablauf gerichtlich 

geltend gemacht wird.

Die Klägerin hat die Verfallfristen gewahrt. Die Fälligkeit des Anspruchs auf 

nachträglich erhöhte Gehaltszahlung trat frühestens mit seiner Entstehung auf Grund 

des Tarifabschlusses am 25. Januar 2000 ein. Die Klägerin hat ihre Ansprüche mit 

Schreiben vom 11. Februar 2000 schriftlich geltend gemacht und mit Schriftsatz vom

3. März 2000, beim Arbeitsgericht eingegangen am 6. März 2000, Zahlungsklage er­

hoben. Die mit Ausscheiden fällig gewordene Sozialplanabfindung hat sie mit Schrei­

ben vom 24. Januar 2000 außergerichtlich, mit der am 2. Februar 2000 bei Gericht 

eingegangenen Klage gerichtlich geltendgemacht.

IV. Die Zinsansprüche sind begründet. Sie bestehen gemäß § 288 Abs. 1, § 291 

BGB für die Zeit ab Rechtshängigkeit. Die Klage wurde am 12. Februar 2000, die Kla­

geerweiterung vom 3. März 2000 wurde am 9. März 2000 zugestellt. Gemäß § 187 

Abs. 1 BGB beginnt der Zinsanspruch mit dem auf den Eintritt der Rechtshängigkeit 

folgenden Tag (so auch BGH 24. Januar 1990 - VIIIZR 296/88 - NJW-RR 1990, 518).

Nach § 39 Abs. 1 Nr. 1 InsO gehören Zinsen für die Zeit nach Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens zu den nachrangigen Insolvenzforderungen. Im Streitfall können
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deshalb nur die in der Zeit vom 12. Februar bzw. 10. März 2000 bis zum 21. August 

2001 aufgelaufenen Zinsen zur Insolvenztabelle festgestellt werden. Nur sie sind Insol­

venzforderungen iSv. § 38, § 108 Abs. 2 InsO. Daraus errechnet sich bei einem Zins­

satz von 4 % ein Betrag in Höhe von 3.182,44 Euro als Zins aus der Sozialplanforde­

rung und von 59,26 Euro aus der Gehaltsforderung.
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